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1. Einleitung

[1] Mit der jingsten Vergaberechtsrevision wird das Schweizer Beschaffungswesen einer grund-
legenden Reform unterworfen. Eine weitreichende Anderung betrifft das «okologische Beschaf-
fungswesen»; namentlich die Beriicksichtigung von 6kologischen Kriterien bei der Auswahl der
geeignetsten Anbieterin.

[2] Durch die 6kologische Beschaffung (auch unter dem englischen Begriff «Green Public Pro-
curement» bekannt) kann die Umweltbilanz eines Beschaffungsgeschafts beriicksichtigt und op-
timiert werden. Dies kann auf freiwilliger oder obligatorischer Basis geschehen: Fiir den Betrieb
einer Mensa kann eine Vergabebehorde beispielsweise derjenigen Anbieterin, die mit lokalen und
saisonalen Produkten (freiwillig) ihren CO,-Austoss optimiert, Zusatzpunkte im Auswahlverfah-
ren geben. Oder sie kann auf der Suche nach einer neuen Fahrzeugflotte fiir den offentlichen
Verkehr (obligatorisch) nur Offerten von elektrisch betriebenen Fahrzeugtypen zulassen.

[3] Wéhrend das okologische Beschaffungswesen in unseren europidischen Nachbarldndern be-
reits seit der Jahrtausendwende eine geldufige Umweltschutzstrategie darstellt (im EU-Raum fallt
Green Public Procurement unter den programmatischen Begriff des «strategic procurement»),
hatte der Umweltschutz im Beschaffungswesen der Schweiz lange einen schweren Stand. Im Ge-
setz bestand bis anhin eine sehr schwache Grundlage und in der Praxis wurden Umweltschutz-
kriterien selten beriicksichtigt. Diese Skepsis ist unter anderem auch zuriickzufiihren auf Angst
vor allfilligen Konflikten mit nationalen und internationalen Wettbewerbsgrundatzen. Erst als
die Welthandelsorganisation (World Trade Organization, WTO) im Jahr 2012 ihre Rahmenge-
setzgebung (Government Procurement Agreement, GPA) revidierte und Umweltschutzbedenken
explizit im Gesetzestext aufnahm, schienen auch in der Schweiz entsprechende Bedenken abzu-
flachen.

[4] Der Bund und die Kantone haben die WTO/GPA-Revision und Ratifikation zum Anlass ge-
nommen, (erneut) eine Totalrevision des Schweizerischen Vergaberechts in Angriff zu nehmen,
die 2019 endlich abgeschlossen werden konnte. In Bezug auf das 6kologische Beschaffungswe-
sen reflektiert das revidierte B6B die Regeln des WTO/GPA (siehe beispielsweise Art. 30 zu den


https://www.wto.org/english/tratop_e/gproc_e/gp_gpa_e.htm
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technischen Spezifikationen), enthidlt aber auch dariiberhinausgehende Gesetzesbestimmungen
(z.B. Art. 29 zu den Zuschlagskriterien).

[5] Der vorliegende Beitrag beleuchtet die revidierte Gesetzesgrundlage im Schweizer Vergabe-
recht. Der Fokus liegt auf einer rechtlichen Analyse der revidierten Artikel zum Okologischen
Beschaffungswesen. Hierzu wird zunéchst die Debatte um das okologische Beschaffungswesen
in ihren spannungsgeladenen Kontext eingebettet (Kapitel 2). Vor diesem Hintergrund wird in
Kapitel 3 die Tragweite und Relevanz des neuen Zweckartikels des BoB diskutiert, der einen
Nachhaltigkeitsgrundsatz einfiihrt. Die Kapitel 4-6 bewegen sich auf der technischen Ebene. Die
Autorin betrachtet die einzelnen Vergabeinstrumente, insbesondere mit Blick auf die gesetzli-
chen Neuerungen in Bezug auf das okologische Beschaffungswesen. Im letzten Kapitel werden

die zentralen Erkenntnisse zusammengefasst und der weitere Handlungsbedarf diskutiert.

2. Hintergrund
2.1.  Nationales Spannungsfeld: Primér- vs. Sekundérziele?

[6] Das Schweizer Vergaberecht beruht seit seinem Inkrafttreten in den 90er Jahren auf Nicht-
diskriminierungs- und Wirtschaftlichkeitsgrundsitzen.! Im Mittelpunkt stehen dabei traditio-
nell der Wettbewerb zwischen den potenziellen Anbieterinnen und die Evaluation des giinstigs-
ten Angebots beim Beschaffungsprozess. Dies ist auf den wichtigen Grundgedanken zuriickzu-
fuhren, dass offentliche Gelder wirtschaftlich eingesetzt werden sollen, um den Steuerzahlerin-
nen einen maximalen «Return on Investment» einzubringen. Dazu kommt, dass der Staat als
Nachfrager auf dem freien Markt, an den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Wirtschaftsfrei-
heit und der Wettbewerbsneutralitit (Art. 94 BV) gebunden ist:? Er soll bei Beschaffungsgeschaf-
ten den fairen Wettbewerb zwischen den Marktkonkurrenten (bzw. den in Frage kommenden
Anbieterinnen) garantieren und nicht mit der Privatwirtschaft in Konkurrenz treten. Um dies zu
gewahrleisten, sind die Vergabebehorden an die Grundsitze des Schweizer Vergaberechts zum

fairen Wettbewerb, zur Transparenz und zur Wirtschaftlichkeit gebunden.

[7] Die lange vorwiegende Skepsis gegentiber dem okologischen 6ffentlichen Beschaffungswesen
ist vor diesem Hintergrund zu sehen: So wurden Umweltschutzbedenken oft als «vergabefremd»
abgetan und als «Sekundarziele» den sog. «Primérzielen» des Beschaffungswesens, namentlich
Wirtschaftlichkeit und Wettbewerb, untergeordnet.3

[8] Obwohl der Bundesrat die Beriicksichtigung von Umweltschutzkriterien in der «Strategie
Nachhaltige Entwicklung» bereits 1997 als effektive Umweltschutzmassnahme identifizierte und
als Zielvorgabe definierte,* dauerte es fast 20 Jahre bis ein Umdenken stattfand. Wihrend die

Fiir eine kurze Ubersicht iiber diese Grundsitze sieche Hans-RupoLr TRUEB, Beschaffungsrecht, in: Giovanni
Biaggini/Isabelle Hiner/Urs Saxer/Markus Schott (Hrsg.), Fachhandbuch Verwaltungsrecht, Ziirich 2015,
S. 1019 ff. (Zit. TroEB 2015), N. 25.14-N. 25.18.

Siehe auch Hans-RupoLr TrUEB, Bundesgesetz iiber das 6ffentliche Beschaffungswesen (BoB)/Art. 1, in: Matthias
Oesch/Rolf H. Weber/Roger Zach (Hrsg.), Wettbewerbsrecht II, Zurich 2011, S. 229 ff., N. 1.

Siehe Beispielsweise Marc STEINER, Die umweltfreundliche Beschaffung — vergaberechtliche Moglichkeiten und
Grenzen, Vergaberechtliche Studie erstellt im Auftrag der Beschaffungskommission des Bundes (BKB), 2006
(zit. STEINER 2006), S. 96 ff., TRUEB 2015 (Fn. 2), N. 25.19 f. spricht im Zusammenhang von sog. Sekundérzielen
von «gut gemeinten aber protektionistischen Praktiken».

Bericht des Bundesrats vom 9. April 1997 zur nachhaltigen Entwicklung in der Schweiz; Strategie,
BBI 1997 111 1045, 1051.
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EU eine Vorreiterrolle einnahm und das 6kologische Beschaffungswesen bereits 2004 im Gesetz
verankerte, war es in der Schweiz erst 2019 mit der Vergaberechtrevsion so weit. Zwar zeigen die
parlamentarischen Debatten im Vorfeld der Revision, wie tief der Widerstand gegen das dkologi-
sche Beschaffungswesen hierzulande verankert ist — einige ParlamentarierInnen sprachen immer
noch von «vergabefremd» und von «Uberladung und Zweckentfremdung» des Vergaberechts.’
Eine Mehrheit der GesetzgeberInnen aber sprach sich fiir die 6kologische Beschaffung aus und
wies darauf hin, dass diese sich nicht nur aus 6kologischen, sondern langerfristig auch aus 6kono-
mischen Griinden auszahle und im internationalen Kontext gesamthaft zur Wettbewerbsfahigkeit
der Schweiz beitrage.®

2.2.  Internationales Spannungsfeld: WTO/GPA-Diskriminierungsverbot

[9] Dieses Spannungsverhaltnis wird durch die internationale Dimension noch weiter verstarkt:
Denn auch im volkerrechtlichen Kontext ist die Schweiz als Mitglied des WTO/GPA an Gleichbe-
handlungsgebote gebunden.” Das WTO/GPA und seine Durchsetzungsakte im Schweizer Recht

sind die primére Rechtsquelle des Schweizer Beschaffungswesens.

[10] Der in Art. IV GPA verankerte Grundsatz des Diskriminierungsverbotes besagt, dass GPA-
Staaten (und deren Vergabebehdrden) Anbieterinnen, Produkte und Dienstleistungen aus ande-
ren Vertragsstaaten gleich behandeln miissen, wie nationale Anbieterinnen, Produkte und Dienst-
leistungen («national treatment principle»). Zudem untersagt das Diskriminierungsverbot auch,
Anbieterinnen/Produkte/Dienstleistungen aus einem GPA-Staat im Vergleich zu anderen Ver-
tragsstaaten bevorzugt zu behandeln («most favoured nation principle») und lokale Anbieterin-
nen, die Produkte aus anderen GPA-Staaten anbieten oder zu einem ausldndischen Konzern (aus
einem anderen GPA-Staat) gehoren, zu diskriminieren.® Zum Grundsatzartikel hinzu kommen
spezifische verfahrensrechtliche und formelle Vorschriften wie Transparenzgebote, Vorgaben in
Bezug auf Fristen oder die Sprache der Ausschreibung sowie Umschreibungsgebote.’

[11] Ein Grund, wieso die Schweizer GesetzgeberInnen und Vergabebehdrden dem 6kologischen
Beschaffungswesen lange skeptisch gegeniiberstanden war die grosse Rechtsunsicherheit in Be-
zug auf deren Vereinbarkeit mit dem WTO-Recht und die Angst vor einer allfalligen Klage vor der
WTO Streitschlichtungsbehorde.!® So standen Umweltschutzkriterien oft im Generalverdacht
des Protektionismus. Tatsdchlich konnten okologische Beschaffungskriterien dafiir missbraucht
werden, lokalen Anbieterinnen einen Vorteil zu bieten. So ist es von aussen her schwer ersichtlich,

ob die eingangs beispielhaft genannte Mensa-Anbieterin den Zuschlag erhilt, weil der Vergabe-

Siehe beispielsweise Votum von FDP-Nationalratin Daniela Schneeberger in der Nationalratsdebatte zur Revisi-
on des B6B vom 13. Juni 2018, aufrufbar unter: https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/
amtliches-bulletin-die-verhandlungen?Subjectld=43590 (zuletzt aufgerufen am 13. September 2020).

Siehe beispielsweise Votum von BDP-Nationalrat Martin Landolt in derselben Nationalratsdebatte (Fn. 5).

Das GPA gehort zu den plurilateralen Abkommen der WTO. Im Gegensatz zu den multilateralen Abkommen, die
den Grossteil des WTO Gesetzeskorpers ausmachen, bleibt es den WTO-Mitgliedstaaten tiberlassen, sich durch
freiwillige Unterzeichnung den Abkommensregeln zu unterwerfen.

Mit diesem Element des Inldnderdiskriminierungsverbotes geht das GPA weiter als das allgemeine WTO-Recht.

Siehe zum Beispiel zu den Fristen Art. XI GPA oder fiir die inhaltliche Pflicht zur Umschreibung das
«or-equivalent»-Gebot in Art. X(3) GPA.

Rorr H. WeBER/VALERIE MENOUD, «Development Promotion as a Secondary Policy in Public Procurement? An An-
swer in the Light of the Digital Solidarity Clause», in: Public Procurement Law Review, 2009, S. 184 ff,, S. 185;
SteiNer 2006 (Fn. 3), S. 26.

10
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behorde lokale Produkte am Herzen liegen, oder weil die Anbieterin ortsansdssig ist und gute
Kontakte zum lokalen Gewerbe pflegt. So kann es auf den ersten Blick unklar erscheinen, ob eine
Honorierung lokaler Lebensmittel ein legitimes Kriterium im Evaluationsprozess darstellt oder
ob sie als Schlechterbehandlung ausldndischer Anbieterinnen zu ahnden ist.

[12] Wihrend sich das WTO/GPA zu solchen Fragen lange ausschwieg und keine entsprechen-
de Gesetzesbestimmungen beinhaltete, ist seit der Gesetzesrevision von 2012 explizit verankert,
dass Umweltschutzkriterien moglich und mit dem WTO/GPA vereinbar sind, solange sie verhalt-
nismassig sind und den internationalen Wettbewerb nicht unnotig einschranken («unnecessary
obstacle to international trade»).!' Auch ein Blick auf die Vergabegesetze, die Praxis und die
Rechtsprechung in der EU (ebenfalls ein GPA Vertragsstaat) verdeutlichen, dass eine Vereinba-
rung von 0kologischer Beschaffung mit dem WTO/GPA grundsitzlich moglich ist, solange dessen
wettbewerbsrechtliche Schranken eingehalten werden.!?

3. Zweckartikel (Art. 2 BOB)
3.1.  Neuer Nachhaltigkeitsgrundsatz

[13] Welches Gewicht das revidierte Vergaberecht den okologischen Kriterien bemisst 1dsst sich
als erstes am neuen Zweckartikel ablesen: Wahrend das alte BoB als Zweck des Vergaberechts die
«klassischen» Grundsitze wie Transparenz, Wettbewerb, Wirtschaftlichkeit und Gleichbehand-
lung angab (Art. 1 BB 1994), nennt der neue Zweckartikel an erster Stelle den «wirtschaftlichen
und den volkswirtschaftlich, 6kologisch und sozial nachhaltigen Einsatz der 6ffentlichen Mittel».
Die vormals als Primarziele wahrgenommenen Grundsatze (Transparenz, Wettbewerb und Wirt-
schaftlichkeit) nennt der revidierte Zweckartikel erst nachfolgend (Art. 2 lit. b und lit. ¢ BOB).

[14] Auch wenn der Zweckartikel keine direkte normative Wirkung entfaltet und von der Aufzih-
lungsreihenfolge nicht auf eine Gewichtung der verschiedenen Grundsatze geschlossen werden
kann,!® so kommt ihm doch eine starke Signalwirkung zu. Bundesrat UeLt MAURER bezeichne-
te die Nachhaltigkeit denn auch als «Hauptstossrichtung der Revision» und «roten Faden des
Gesetztes», den es bei der Auslegung des Vergaberechts immer zu beachten gelte.!* Vor allem
zeigt Art. 2 BOB deutlich, dass sich Nachhaltigkeits- und Wirtschaftlichkeitsziele nicht gegensei-
tig ausschliessen (sondern vielmehr Giberschneiden)!®> und dass von einer Aufteilung in primare
und sekundare Beschaffungsziele (und eine Zuteilung der 6kologischen Nachhaltigkeit in letzte-
re Kategorie) keineswegs die Rede sein kann. Die Verankerung des Nachhaltigkeitsgrundsatzes
unsterstreicht auch, dass fiir die Evaluation des besten Angebots eine holistische Betrachtung

11 Siche insbes. Art. X:6 und Art. X:9 GPA. Die Verhiltnismissigkeit von Umweltschutzkriterien bemisst sich anhand

der weiteren Vorgaben des GPA und anhand der allgemeinen WTO-Rechtsprechung.

12 Ausfiihrlicher dazu siche Rixa Koch, Green Public Procurement under WTO Law, Experience of the EU and Pros-

pects for Switzerland, Heidelberg 2020, S. 111 ff.

13 Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes iiber das 6ffentliche Beschaffungswesen vom 15. Februar 2017,

BBl 2017 1851 (zit. BoB-Botschaft 2017), 1884.

14 Giehe Votum von Bundesrat Ueli Maurer in der Nationalratsdebatte vom 13. Juni 2018 (Fn. 5), B6B-Botschaft 2017
(Fn. 13), 1884.

Marc STEINER, Kurzabriss zur Entstehungsgeschichte und Zwecksetzung des BOB von 21. Juni 2019, in Baurecht
(BR) 2020, S. 8 ff. (zit. Steiner 2020), S. 9.
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notwendig ist, die sich an mehr als nur am Preis zu orientieren hat. Okologische Nachhaltigkeit
ist somit als Qualitdtsmerkmal eines Produktes oder einer Dienstleistung im Gesetz verankert.

[15] Es erstaunt nicht, dass eine so symboltrichtige Anderung wie die Aufnahme der Nachhaltig-
keit in ihren drei Dimensionen!® im Vorfeld viel zu reden gab.!” Doch trotz vereinzeltem Wider-
stand unter den altbekannten Stichworten «vergabefremd» und «Zweckentfremdung»'® wurde
der neue Zweckartikel, insbesondere der Miteinbezug der 6kologischen Dimension, von Politik
und Praxis im Vernehmlassungsprozess und in den parlamentarischen Debatten vorwiegend als
lingst tiberfillige Neuerung begriisst.!® Dabei stammte der Zuspruch keineswegs nur von links-
griiner Seite. Auch biirgerliche Politiker wiesen auf die Nachhaltigkeit als Qualitaitsmerkmal und
als moglicher Wettbewerbsvorteil schweizerischer Anbieterinnen hin.?°

3.2.  Erfordernis des sachlichen Bezugs

[16] Zwei wichtige Prézisierungen zum neuen Nachhaltigkeitsgrundsatz enthilt die Bundesrats-
botschaft zum revidierten BoB:?! Sie besagt einerseits, dass der Nachhaltigkeitsbegriff, im Ein-
klang mit der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes, breit auszulegen sei.?? Dies steht auch im
Einklang mit der Rechtsprechung der WTO Streitschlichtungsbehdrde, die den Begriff der natiir-
lichen Ressourcen (der auch im revidierten BoB in den Artikeln 12 und 30 wiedergegeben wird)
immer wieder breit ausgelegt hat.?> Auch bekennt sich der Bundesrat in der Botschaft klar zu
seiner Vorbildfunktion als Nachfrager auf dem Markt, insbesondere in Bezug auf den Umwelt-
schutz.?*

[17] Andererseits prazisiert die Botschaft aber, dass fiir die nachhaltige Beschaffung auch Gren-
zen gelten: So miissen dkologischen Kriterien bei einer 6ffentlichen Beschaffung immer in einem
«sachlichen Bezug zum jeweiligen Beschaffungsobjekt» stehen, respektive sich «auf dessen er-
wiinschte Wirkung bei der Nutzung» beziehen.?> Die Botschaft enthilt kein Beispiel, das prazi-
sieren wiirde, ab wann ein solcher sachlicher Bezug gegeben ist. Deshalb ist anzunehmen, dass

16 Als die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit gelten gemeinhin die Umwelt, die Wirtschaft und die Gesellschaft.
Die «volkswirtschaftliche Nachhaltigkeit» in Art. 2 BOB muten somit exotisch an und wiederspiegelt den Versuch,
den Bogen zwischen protektionistischen politischen Stromungen und dem WTO-Recht zu schlagen.

17" 5o bestétigt auch Bundesrat Ueli Maurer in der Nationalratsdebatte vom 13. Juni 2018 (Fn. 5): « [die] Kommission
hat sehr lange und sehr griindlich insbesondere iiber den Zweckartikel dieses Gesetzes diskutiert».

18 Votum von FDP Nationalritin Daniela Schneeberger in der Nationalratsdebatte vom 13. Juni 2018 (Fn. 5); Siehe
Eidgenossisches Finanzdepartment EFD, Bericht tiber die Vernehmlassungsergebnisse zur Revision des Bundes-
gesetzes und der Verordnung iiber das dffentliche Beschaffungswesen (B6B/V0B) sowie der Verordnung iiber die
Schwellenwerte im 6ffentlichen Beschaffungswesen (SWV) vom 23. November 2016 (zit. Vernehmlassungsbericht),
S.11.

19" Sjiehe div. Stellungnahmen im Vernehmlassungsbericht (Fn. 17).

20

Siehe beispielsweise Votum von BDP-Nationalrat Martin Landolt in der Nationalratsdebatte vom 13. Juni 2018
(Fn. 5).

21 BsB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1851.
22 1bid., 1885.

23 Sjehe beispielsweise Appellate Body Reports, China — Measures Related to the Exportation of Various Raw Materi-

als, adopted 22 February 2012 (China — Raw Materials), para. 3.55; United States — Import Prohibition of Certain
Shrimp and Shrimp Products (US - Shrimps), para. 128.
24 BB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1885.

25 Ibid.


https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2017/1851.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2017/1851.pdf
https://links.weblaw.ch/de/BöB
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/47248.pdf

Rika Koch, Das Okologische Beschaffungswesen unter dem revidierten Vergaberecht, in: Jusletter 28. September 2020

die Frage nach dem sachlichen Bezug mit der zunehmenden Verbreitung des okologischen Be-

schaffungswesens vermehrt von den Gerichten entschieden wird.

[18] Als Orientierungshilfe bei der Auslegung des Kriteriums des sachlichen Bezugs dienen konn-
te das europdische Beschaffungsrecht: Die EU-Vergaberechtsrichtlinie hatte das sog. «link to the
subject-matter»-Kriterium (in der Literatur unter seiner Abkiirzung LtSM-Kriterium bekannt)?$,
das von der Rechtsprechung im wegweisenden Concordia-Bus-Urteil entwickelt worden war,?’
bereits 2004 in das Gesetz tiberfuhrt. Demgemass miissen sich in der EU 6kologische Kriterien «in
irgendeiner Hinsicht und in irgendeinem Lebenszyklus-Stadium auf die geméss dem Auftrag zu
erbringenden Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen beziehen» (siehe z.B. Art. 67(3)
Richtlinie 2014/24/EU in Bezug auf die Zuschlagskriterien). Diese weitgehende Formulierung
prazisiert Art. 67 RL 2014/24/EU minimal dahingehend, dass auch ein Bezug «zu dem spezifi-
schen Prozess der Herstellung» oder «auf ein anderes Lebenszyklus-Stadium» legitim sind, auch
«wenn derartige Faktoren sich nicht auf die materiellen Eigenschaften des Auftragsgegenstandes

auswirken».

[19] Dies nimmt auch die B6B-Botschaft fiir den Schweizer Kontext auf: Der Gesetzgeber weist
darauf hin, dass sich 0kologische Kriterien auch auf die Produktion beziehen konnen, solange
diese einen Bezug zum Beschaffungsgegenstand aufweist (selbst wenn dies nicht direkt im End-
produkt sichtbar wird). Als Beispiel nennt die Botschaft hier Tierprodukte aus artgerechter Hal-
tung oder Holz aus nachhaltiger Holzwirtschaft.?® Das heisst, dass eine Vergabebehorde im oben
genannten Mensa-Beispiel durchaus fordern konnte, dass diese nur tierische Produkte aus artge-
rechter Haltung anbieten darf.?’

4. Technische Spezifikationen

[20] Als technische Spezifikationen gelten «die Merkmale des Beschaffungsgegenstands wie Funk-
tion, Leistung, Qualitdt, Sicherheit und Abmessungen oder Produktionsverfahren», aber auch
«die Anforderungen an Kennzeichnung und Verpackung» des Beschaffungsgegenstandes (Art. 30
Abs. 11.V.m. Art. I(u) GPA). Mittels der technischen Spezifikation legt eine Vergabebehorde dieje-
nigen Kriterien fest, die der Beschaffungsgegenstand zwingend erfiillen muss. Offerten, die diese
als Mindeststandard zu verstehende Kriterien nicht einhalten, werden im Beschaffungsprozess
nicht berticksichtigt und vom Wettbewerb ausgeschlossen.

26 Siche beispielsweise ABBY SEMPLE, The link to the subject matter: A glass Ceiling for Sustainable Public Contracts?,
in: Beate Sjafjell/Anja Wiesbrock (Hrsg.), Sustainable Public Procurement under EU law: New Perspectives on the
State as Stakeholder, Cambridge 2016, S. 50-S. 74.

27

Rechtssache C-513/99, Concordia Bus Finland Oy Ab, friiher Stagecoach Finland Oy Ab gegen Helsingin kaupunki
und HKL-Bussiliikenne vom 17. September 2002, ECLI:EU:C:2002:495.

28 BoB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1885.

29 Das ist insofern bemerkenswert, als die Frage nach den Prozess- und Produktionsmethoden (auch unter der Abkiir-

zung PPM bekannt) im allgemeinen WTO-Recht kontrovers diskutiert wird und die Beriicksichtigung von Kriteri-
en wie artgerechte Tierhaltung (bzw. ihre Vereinbarkeit mit dem allgemeinen WTO-Recht) stark umstritten ist.


https://links.weblaw.ch/de/EU-Richtlinie 2014/24
https://links.weblaw.ch/de/EugH C-513/99

Rika Koch, Das Okologische Beschaffungswesen unter dem revidierten Vergaberecht, in: Jusletter 28. September 2020

4.1.  Anforderungen an den Wettbewerb und den internationalen Handel

[21] Der zwingende bindre Charakter macht die technischen Spezifikationen zu einem strikten
Vergabeinstrument, deren Ausgestaltung einen potenziell grossen Einfluss auf die Wettbewerbs-
chancen einer Anbieterin haben.?° Somit sind die Vergabebehérden bei der Festlegung und For-
mulierung der technischen Spezifikationen an gesetzliche Wettbewerbsvorgaben gebunden.

[22] Ausschlaggebend ist hierbei der Kriterienkatalog in Art. X GPA: Er verlangt als Grundsatz,
dass sich technische Spezifikationen nicht als «unnotige Handelshemmnisse» auswirken diirfen
(unnecessary obstacles to international trade; Art. X:1 GPA). Um dies zu gewahrleisten, sollen
technische Spezifikationen in Bezug auf die Funktionalitat (und nicht auf das Design) eines Be-
schaffungsgegenstandes formuliert werden und haben sich an internationalen Normen zu orien-
tieren (Art. X:2 GPA). Auch erlaubt das GPA das Auffithren einer bestimmten Marke nur aus-
nahmsweise und auch dann nur unter der Bedingung, dass «gleichwertige Angebote» ebenfalls
zum Wettbewerb zugelassen werden (Art. X:3 GPA). Art. 30 B6B nimmt diese Anforderung im
Ansatz auf: Technische Spezifikationen haben sich soweit moglich und angemessen auf interna-
tionale Normen zu stlitzen (Art. 30 Abs. 1 B6B) und dirfen nur dann bestimmte Marken o.4.
enthalten, wenn dies in den Ausschreibungsunterlagen mit dem Zusatz «oder gleichwertig» ge-
kennzeichnet wird (Art. 30 Abs. 2 BoB).

[23] So darf eine Vergabebehorde beispielsweise nicht fordern, ein Gebdude aus einheimischem
Holz zu bauen. Sie kann aber fir die Holzelemente eines Bauprojekts durchaus eine Holzzertifi-
zierung fordern, die deren Nachhaltigkeit bescheinigt.’! Auch die Forderung nach einer spezifi-
schen Marke fiir Polizeiautos, wie es die Basler Polizei mit ihrer Ausschreibung fiir Teslas getan
hat, ist mit dem GPA nicht vereinbar, sondern ware hochstens dann denkbar, wenn gleichwertige
Fahrzeugtypen explizit auch angeboten werden diirfen.

4.2.  Schutzziel: Erhaltung der natiirlichen Ressourcen und Schutz der Um-
welt

[24] Die hohen Anforderungen an die technischen Spezifikationen in Bezug auf den Wettbewerb
erkldrt auch die Skepsis, im Rahmen dieses Vergabeinstruments auf dkologische Kriterien einzu-
gehen. Wiirde eine Vergabebehorde beispielsweise aus Griinden des Umweltschutzes den Trans-
portweg eines Anbieters beriicksichtigen, bzw. eine Obergrenze in Bezug auf den CO,-Ausstoss
bei der Lieferung des Beschaffungsgutes setzen, konnte dies eine indirekte Diskriminierung dar-
stellen und als protektionistische Beschaffungspraktik dem GPA zuwiderlaufen.

[25] Daraus ein generelles Verbot fiir sog. «griine» Spezifikationen abzuleiten ist jedoch eine tiber-
eilte Schlussfolgerung. Wahrend das WTO-Recht sich dazu lange ausschwieg und die Vergabebe-
horden seiner Mitgliedstaaten im Dunkeln tappen liess, ist die diesbeziigliche Rechtslage unter
dem revidierten GPA 2012 klar. Art. X:6 GPA rdumt den Vergabebehorden ein explizites Recht

30 SremNer 2006 (Fn. 3), S. 30.

31 Im Detail siehe Curistine Kaurmann/Rore H. WeBER, Rechtsgutachten zur Verwendung von Schweizer Holz in

Bauten mit offentlicher Finanzierung, 2015, erstellt im Auftrag des Bundesamts fir Umwelt (BAFU), S. 22. In der
Praxis scheinen sich Umweltlabels auf Bundesebene zu etablieren, siehe Eidgendssisches Finanzdepartement EFD,
Reporting Set Beschaffungscontrolling 2019, Bundesverwaltung, S. 21.
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ein, sich im Rahmen der technischen Spezifikationen auf Umweltschutzkriterien und Kriterien
zum Schutz der natiirlichen Ressourcen zu beziehen.??

[26] Das revidierte Schweizer Vergaberecht nimmt diesen Wortlaut auf. So lautet Art. 30 Abs. 4
BoB neu:

Die Auftraggeberin kann technische Spezifikationen zur Erhaltung der natiirlichen Res-
sourcen oder zum Schutz der Umwelt vorsehen.

[27] Wie bereits erwdhnt hat die WTO Streitschlichtungsbehorde diesen Wortlaut grossziigig aus-
gelegt. Als «natiirliche Ressourcen» im Sinne des WTO-Rechts gelten nicht nur lebendige Orga-
nismen wie Tiere, sondern auch Bodenstoffe wie Mineralien, Luft und Atmosphére sowie das
weitergehende Konzept der Biodiversitit als Ganzes.**- Auch der Wortlaut «zur Erhaltung» kann

breit ausgelegt werden und umfasst alle Massnahmen, die sich fiir den Umweltschutz eignen.3*

[28] Somit ist eine Schweizer Vergabebehdrde grundsatzlich befugt, technische Spezifikationen,
die sich im weiten Sinn auf den Umweltschutz beziehen, in die Ausschreibung aufzunehmen.
Voraussetzung hierfiir ist natiirlich immer, dass diese den restlichen gesetzlichen Anforderungen
an technische Spezifikationen gerecht werden (gem. Art. X GPA i.V.m. Art. 30 B6B, siehe oben
4.1).

5. Zuschlagskriterien

[29] Wahrend die technischen Spezifikationen bestimmen, ob eine Offerte iberhaupt im Beschaf-
fungswettbewerb zugelassen wird oder nicht, dienen die Zuschlagskriterien der Evaluation des
vorteilhaftesten Angebots gem. Art. 41 B6B. Im Rahmen der Zuschlagskriterien legt die Verga-
bebehorde wiinschenswerte Charakteristiken des Beschaffungsobjekts fest. Angebote, welche die
jeweiligen Zuschlagskriterien erfiillen konnen, erhalten eine im Voraus bestimmte Anzahl Punk-
te, wobei am Schluss das Angebot mit der hochsten Punktzahl den Zuschlag erhailt.

5.1.  Marktwirtschaftliches Vergabeinstrument

[30] Im Gegensatz zu den technischen Spezifikationen, die zwingend einzuhaltende «Schwarz-
Weiss»-Kriterien sind, sind die Zuschlagskriterien fakultativ und konnen je nach Relevanz fir
das Beschaffungsobjekt gewichtet werden. Dies macht sie zu einem geeigneten Instrument zur
Durchsetzung des okologischen Beschaffungswesens. Statt mit Zwang funktionieren Zuschlags-
kriterien auf der Basis von Nachfrage und Angebot und stellen somit ein marktwirtschaftliches
Instrument dar, das den Wettbewerb nicht unnoétig einschrankt. So erhalt eine Anbieterin, deren

32 Der Wortlaut von Art. X:6 GPA lautet: «For greater certainty, a Party, including its procuring entities, may, in ac-

cordance with this Article, prepare, adopt or apply technical specifications to promote the conservation of natural
resources or protect the environment.».

33 Appellate Body und Panel Reports, US — Shrimp, para. 128, US — Gasoline, para 6.36, (Fn. 22);
CurisTINE KAUFMANN/ROLF H. WEBER, «Carbon-related Border Tax Adjustment: Mitigating Climate Change or
Restricting International Trade?», in: World Trade Review 10(04), 2011, 497 ff., S. 512.

34 Kocwu 2020 (Fn. 12),S. 78 f.
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Offerte mit einer hohen 6kologischen Effektivitat iiberzeugt, zwar nicht automatisch den Zu-
schlag, sondern «nur» Zusatzpunkte und somit einen Wettbewerbsvorteil. Umgekehrt werden
als undkologisch einzustufende Angebote nicht per se ausgeschlossen, sondern haben eine reelle
Chance, den Zuschlag zu gewinnen (solange sie in anderen Bereichen tiberzeugen und Punkte

sammeln konnen).

5.2.  Nachhaltigkeit als Qualitidtsmerkmal

[31] Bereits das bisherige Vergaberecht sah in Art. 21 Abs. 1 B6B vor, dass der Zuschlag an das
«wirtschaftlich giinstigste Angebot» geht (das wiederum anhand von Qualitdtskriterien ermittelt
wird) und wies auf Verordnungsebene auf die Nachhaltigkeit hin. Somit implizierte bereits das
Gesetz, dass nicht das rein preislich gesehen giinstigste Angebot, sondern das qualitativ beste An-
gebot den Zuschlag erhilt.>> Das Schweizer Beschaffungswesen wird in der Theorie zumindest
nicht erst seit der Revision grundsatzlich von einem Qualitdts- und nicht einem reinen Preis-
wettbewerb gepragt.>® Nichtsdestotrotz steht in der Praxis oft das Kriterium des (Anschaffungs-)

Preises im Vordergrund und lasst entsprechend weniger Raum fir Umweltschutzkriterien.

[32] Mit der Revision wurde dem Umstand, dass die Zuschlagskriterien das wohl wirksamste
Mittel fur die Beriicksichtigung von Umweltanliegen sind — eine Parlamentarierin nannte die
Zuschlagskriterien «das Filetstiick» fiir die Implementierung der nachhaltigen Beschaffung)®”
— besser Rechnung getragen. Wahrend das alte Vergaberecht lediglich darauf hinwies, dass die
Zuschlagskriterien der Evaluation des «wirtschaftlich glinstigsten Angebots» dienen und u.a. die
«Umweltvertraglichkeit» und die «Nachhaltigkeit» beriicksichtigen konnen (Art. 21 BoB i.V.m.
Art. 27 V6B), geht Art. 29 BOB einen Schritt weiter. Er lautet neu wie folgt:

Die Auftraggeberin priift die Angebote anhand leistungsbezogener Zuschlagskriterien. Sie
beriicksichtigt, (... ), neben dem Preis und der Qualitdt einer Leistung, insbesondere Krite-
rien wie Zweckmadssigkeit, Termine, technischer Wert, Wirtschaftlichkeit, Lebenszykluskos-
ten, Asthetik, Nachhaltigkeit (...)

[33] Diese (nicht abschliessende) Aufzdhlung zeigt, dass der Vergabehdrde grundsitzliche ein
grosses Ermessen bei der Wahl ihrer Zuschlagkriterien zukommt. Das Kriterium «Nachhaltig-
keit» ist neu auch auf Gesetzesstufe verankert. Dabei ist hervorzuheben, dass dieser Begriff in der
Gesamtheit seiner drei Dimensionen zu verstehen ist und auch das vorgangig separat aufgelistete
Kriterium der «Umweltvertrdglichkeit» umfasst.>® So kann eine Vergabebehorde im Rahmen der
Zuschlagskriterien fiir eine besonders umweltvertragliche Losung, die beispielsweise eine gerin-
ge Boden-/Luftbelastung aufweist oder zur Schonung der Biodiversitat beitrdagt, Zusatzpunkte
vergeben.%’

35 Sjche auch CLAUDIA SCHNEIDER Heusi, Anbieter, Offerten, Kriterien, in: Baurecht (BR) 2020(1), S. 32 ff.
(zit. Scuneper Heust 2020), S. 33 f; Stemner 2020 (Fn. 15), S. 10.

36 Sreiner 2020 (Fn. 15), S. 10.

37 Votum von SP-Nationalritin Prisca Birrer-Heimo, in der Nationalratsdebatte vom 13. Juni 2018 (Fn. 5).

38 BgB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1943.

39 Ibid.
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5.3.  Lebenszykluskosten und externe Umweltkosten

[34] Grosses 6kologisches Potenzial hat auch das neu im Gesetz aufgefiihrte Zuschlagskriteri-
um der «Lebenszykluskosten»; ein Konzept das «Beschaffungs-, Betriebs-, Riickbau- und Entsor-

gungskosten» umfasst.*

[35] Okologische Produkte oder Dienstleistungen zeichnen sich oftmals durch einen hoheren An-
schaffungspreis aus und kommen typischerweise mit hoheren Produktionskosten oder mit einem
hohen Technologiestandard. Wird im Beschaffungswettbewerb allein oder mehrheitlich auf das
Kriterium des Preises abgestellt, wirkt sich das vor diesem Hintergrund als grosser Wettbewerbs-
nachteil fiir umweltschonende Beschaffungslosungen aus. Anders sieht es aus, wenn stattdessen
die Lebenszykluskosten beriicksichtigt und als entscheidendes Zuschlagskriterium gewertet wer-
den: Uber die ganze Lebensspanne gerechnet amortisieren sich die hoheren Anschaffungskosten
von okologischen Produkten oder Dienstleistungen oft wieder, sei es durch bessere Qualitat bzw.
eine langere Lebensdauer, durch einen hohen Innovationsgehalt oder durch tiefe Entsorgungs-
kosten. Somit macht die Bertcksichtigung der Lebenszykluskosten nicht nur aus ckologischer,
sondern auch aus 6konomischer Sicht Sinn.*!

[36] Noch klarer manifestiert sich der mit dem Kriterium der Lebenszykluskosten verbundene
Vorteil fiir umweltschonende Produkte, Bauten oder Dienstleistungen, wenn in diesem Rahmen
zusatzlich auch die externen Umweltkosten einkalkuliert werden, also die Kosten einer mit dem
Beschaffungsprojekt verbundenen negativen Umweltbilanz.*?> Wihrend das EU Vergaberecht die-
se Option im Gesetz aufnimmt und an bestimmte Bedingungen kntipft (Objektivitdt, Transpa-
renz, Wettbewerbsneutralitdt der Berechnungsmethode; Art. 68 Abs. 2 Richtlinie 2014/24/EU),
enthilt das revidierte BOB keine analoge Bestimmung. Die bundesritliche Botschaft verbietet die
Beriicksichtigung der Umweltkosten nicht generell, setzt dafiir aber eine harmonisierte und breit
abgestiitzte Bewertungsmethode durch ein zustidndiges Organ voraus, ohne dieses klar zu defi-

nieren.*?

[37] Aufgrund der rechtlichen und methodischen Unsicherheiten, die mit den Kriterien der Um-
weltkosten und dem Kriterium der Lebenszykluskosten allgemein verbunden sind, ist zu be-
furchten dass dieses ckologisch (und 6konomisch) eigentlich effektive Instrument zumindest in
der nahen Zukunft sein Potenzial noch nicht entfalten kann.** Diesbeziiglich bleibt zu hoffen,
dass die Forschung und Praxis der EU, wo die Berechnung der Lebenszykluskosten geldufiger
und im Gesetz verankert ist, als Orientierungshilfe dienen kann.

6. Anbieterinnenbezogene Kriterien

[38] Schliesslich kann die Vergabebehorde den Umweltschutz auch im Rahmen der Eignungs-
und der Ausschlusskriterien berticksichtigen. Diese Kriterien sind anbieterinnenbezogene Krite-

40 1bid.

41 Craupia Scuneer Heusi, Die Bewertung des Preises, in: Zufferey/Beyeler/Scherler (Hrsg.), Aktuelles Vergabe-
recht 2018, Ziirich 2018, S. 327-S. 358, S. 331.

Dazu ausfiuihrlich Marc STEINER, Is there a Swiss Approach towards Sustainable Public Procurement? in: European
Procurement & Public Private Partnership Law Review 8(1), 2013, S. 73 ff. (zit. STeiNer 2013), S. 76 f.

43 BgB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1943.
44 Sjche auch STENER 2013 (Fn. 42), S. 76; Scunemer Heust 2020 (Fn. 35) S. 33.

42
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rien: Sie beziehen sich nicht auf den Beschaffungsgegenstand (im Gegensatz zu den technischen
Spezifikationen und den Zuschlagskriterien). Vielmehr legen sie die Eigenschaften fest, die eine
Firma zwingend zu erfiillen hat, um beim Beschaffungswettbewerb mitzumachen (Eignungskri-
terien), bzw. die Griinde, die zwingend zu einem Ausschluss der Firma vom Beschaffungswettbe-
werb fiihren (Ausschlussgriinde).*

6.1.  Eignungskriterien

[39] Die Eignungskriterien sind neu in Art. 27 B6B geregelt. Diese Bestimmung besagt, dass sich
die Eignungskriterien insbesondere auf die fachliche, finanzielle, wirtschaftliche, technische oder
organisatorische Leistungsfahigkeit so wie die Erfahrung der potenziellen Anbieterin beziehen
sollen. Nachhaltigkeits- oder Umweltschutzkriterien sind im Gesetzestext nicht explizit aufge-
fuhrt. Diesbeziiglich ist jedoch zu beachten, dass die Auflistung in Art. 27 B6B nicht abschlies-
send ist und Raum fir weitere Kriterien lasst.

[40] Dies wird auch an anderer Stelle im Gesetz verdeutlicht: So besagt der im 3. Kapitel zu
den «allgemeinen Grundsatzen» angesiedelte Art. 12 BOB, dass jede Anbieterin die Schweizer
Umweltgesetzgebung einzuhalten hat. Wird die Leistung im Ausland erbracht, so gelten die auf
Verordnungsebene aufgelisteten internationalen Umweltabkommen als Mindeststandard (siehe
Anhang 2 V6B).

[41] Uber den Mindeststandard der Einhaltung der Umweltgesetzgebung hinausgehende dkolo-
gische Eignungskriterien waren grundsatzlich denkbar, allerdings miissten diese gem. Art. 27
Abs. 1 BoB «objektiv erforderlich und tberprifbar» sein. Auch wenn diese Einschrankung an-
gesichts des zwingenden und potenziell wettbewerbseinschrankenden Charakters der Eignungs-
kriterien geboten ist, ist sie doch schwer fassbar. Die Frage, ob ein 6kologisch motiviertes Eig-
nungskriterium «objektiv erforderlich» ist, wird im Einzelfall fiir eine Vergabebehorde schwie-
rig einzuschidtzen sein. Denkbar scheint es mit Blick in die EU-Gesetzgebung beispielsweise,
in einem Bauprojekt mit hohen umwelttechnischen Anforderungen eine entsprechende Weiter-
bildung oder Vertrautheit mit den entsprechenden Umweltmanagementsystemen zu fordern
(siehe Art. 62 Richtlinie 2014/24/EU).

6.2.  Ausschlussgriinde

[42] Die Ausschlussgriinde sind in Art. 44 des revidierten BB geregelt. Im Vergleich zur Re-
gelung im bisherigen Vergaberecht fallt auf, dass die (exemplarische) Auflistung der moglichen
Ausschlussgriinde neu nicht nur die klassischen Griinde wie delinquentes Verhalten, Steuerver-
saumnisse oder Konkurs beinhaltet, sondern auch die Missachtung der Umweltgesetzgebung als
Ausschlussgrund auffithrt (Art. 44 Abs. 2 lit. f B6B). Dieser Zusatz war urspriinglich im Gesetzes-
text nicht vorgesehen und wurde erst auf entsprechende Anregung im Vernehmlassungsprozess
ergianzt.*® Wihrend die explizite Auflistung dieses moglichen Ausschlussgrundes, der sich ja be-
reits aus dem entsprechenden Eignungskriterium e contrario ergibt, aus strukturellen Griinden

45 BgB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1939.
46 Vernehmlassungsbericht (Fn. 17), S. 56.
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und aus Griinden der Rechtssicherheit geboten ist, so erstaunt hochstens die fakultative «kann»-

Formulierung der Bestimmung.?’

[43] Der Ausschluss einer Anbieterin ist das letzte Mittel und kommt einer starken Sanktion
gleich. Somit ist an die Ausschlussgriinde ein hoher Anspruch in Bezug auf die Verhaltnismas-
sigkeit zu stellen. Weitere 6kologisch motivierte Ausschlussgriinde, die iiber die Einhaltung der
Umweltschutzgesetzgebung hinausgehen, konnten im Einzelfall zwar denkbar sein — dies aller-
dings nur wenn der Umweltschutz ein zentraler Bestandteil des Beschaffungsgegenstandes ist.
Grundsatzlich lasst sich festhalten, dass die Ausschlussgriinde kein geeignetes Instrument fiir
das okologische Beschaffungswesen sind.

7. Fazit und Ausblick

[44] Die Vergaberechtsrevision markiert das Ende einer lang und kontrovers gefiihrten Grund-
satzdebatte um die Rechtmassigkeit von Umweltschutzbedenken im Beschaffungsrecht. Neu ist
das okologische Beschaffungswesen im Schweizer Vergaberecht fest verankert: Einerseits durch
den neuen Nachhaltigkeitsgrundsatz, der dem Gesetz den roten (und in diesem Sinne auch grii-
nen) Faden vorgibt. Andererseits auf technischer Ebene in den revidierten Bestimmungen zu den
einzelnen Vergaberechtsinstrumenten. In diesem Sinne ist der «Paradigmenwechsel»*® in der Ver-
gabekultur — weg von einem einseitigen Verstindnis hin zum Verstindnis des Beschaffungswe-
sens als strategisches Politikinstrument — der sich im langen Revisionsprozess immer deutlicher
abgezeichnet hat, abgeschlossen.

[45] Heute hat sich auch in der Schweiz die Ansicht durchgesetzt, dass das Beschaffungswesen
nicht ein einziges Hauptziel verfolgt, sondern breit abgestiitzt werden muss und von mehreren
Grundsatzen geleitet werden kann. Die Terminologie von «Primdr-» und «Sekundarzielen» ist
nicht mehr sachgemadss, da sie eine Hierarchie zwischen den verschiedenen Zielen suggeriert,
die es so nicht gibt. Viel mehr gilt es, die verschiedenen Ziele des Vergaberechts gegeneinander

abzuwagen und sie in ein dem Einzelfall angepasstes Gleichgewicht zu bringen.

[46] Dieser Balanceakt umfasst auch den gezielten Einsatz der verschiedenen Vergabeinstrumen-
te. Die anbieterinnenbezogenen Kriterien scheinen sich fiir die 6kologische Beschaffung wenig zu
eignen, da das Gesetz wenig Spielraum bietet fiir iiber die Einhaltung der Umweltschutzgesetz-
gebung hinausgehende okologische Kriterien. Zudem wird eine Einhaltung, insbesondere was
die internationalen Umweltschutzabkommen anbelangt, in der Praxis schwierig kontrollierbar

Zu sein.

[47] Anders sieht es bei den technischen Spezifikationen und den Zuschlagskriterien aus: Hier hat
das revidierte Vergaberecht die grundsatzliche Legitimitdt der 6kologischen Kriterien gesetzlich
verankert und zeigt ihre wettbewerbsrechtlichen Grenzen auf. Dies ist nicht nur aus 6kologischer
Perspektive sondern auch in Hinblick auf die Rechtssicherheit als positive Entwicklung zu wer-
ten. Diesbeziiglich sind die Zuschlagskriterien als das am wenigsten wettbewerbseinschrankende
Vergabeinstrument am besten zur Beriicksichtigung von Umweltanliegen geeignet. Bei den strik-
teren technischen Spezifikationen ist grossere Vorsicht geboten. Je nach Beschaffungsgeschaft

47 zur diesbeziiglichen Erlduterungen des Bundesrates siehe BoB-Botschaft 2017 (Fn. 13), 1963.

48 Der Begriff des Paradigmenwechsels wurde gepragt durch Marc SteiNer in diversen Beitrigen zum Thema 8kolo-

gisches Beschaffungswesen, erstmals in SteiNner 2006 (Fn. 3).
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kann es durchaus geboten sein, 6kologische technische Spezifikation einzubauen. Dies setzt aber
voraus, dass die WTO/GPA-Nichtdiskriminierungsregeln eingehalten werden. Fiir die genauen
Grenzen der 6kologischen technischen Spezifikationen ist nach wie vor ein Blick ins GPA notwen-
dig, da der revidierte Art. 30 B6B diese nur in groben Ziigen wiedergibt. Dies ist insofern schade,
als das Volkerrecht als Rahmengesetzgebung konzipiert ist, die es den Vertragsstaaten tiberlasst,
weitergehende Regelungen zur Klarung zu formulieren. Somit ist es als verpasste Chance zu wer-
ten, dass die Vergaberechtsvision keine klareren, auf die Schweiz abgestimmte Forderungen an
die Formulierung von Umweltkriterien stellt.

[48] Auch an anderer Stelle wirft die neue gesetzliche Verankerung des 6kologischen Beschaf-
fungswesens Fragezeichen auf. Insbesondere beim neu eingefiihrten Kriterium der Lebenszyklus-
kosten stellt sich die Frage, wie diese zu berechnen sind. Eine ungleiche Anwendung dieses Kri-
teriums wird wohl in naher Zukunft zu Verunsicherungen fithren. Vor diesem Hintergrund wird
es notig sein, eine einheitliche Methodik zur Berechnung der Lebenszyklus- und Umweltkosten
zu erarbeiten.

[49] Allgemein lédsst sich feststellen, dass das Vergaberecht immer hohere Anforderungen stellt.
Auch wenn die mit der Revision einhergehende Harmonisierung des Schweizer Vergaberechts
diesbezuglich Abhilfe geschaffen hat, so sind weitere Vereinheitlichungsschritte auf praktischer
Ebene notwendig (zum Beispiel die flichendeckende Ausarbeitung von 6kologischen Produkte-
oder Dienstleistungskriterien). Auch Professionalisierungs-, Koordinierungs- und Sensibilisie-
rungskampagnen auf allen foderalen Ebenen konnen helfen, das Potenzial des 6kologischen Be-
schaffungswesens auszuschopfen und die TeilnehmerInnen im Beschaffungsmarkt zu schulen.*’
Strukturelle Abhilfe schaffen konnten auch vermehrte gemeinsame Plattformen zum Austausch
bei vergaberechtlichen Fragen oder zentrale Beratungsstellen fir Beschaffungsgeschafte, wie sie
beispielsweise die EU auf Unionsebene fiir Ihre Mitgliedstaaten geschaffen hat.>°

Dr. Rika Kocn ist «<Research und Teaching Fellow» am Lehrstuhl fiir Offentliches Recht, Europa-
recht und Wirtschaftsvolkerrecht der Universitat Ziirich und Juristin beim Bundesamt fiir Me-
teorologie und Klimatologie. Im vorliegenden Beitrag dussert sie ihre personliche Meinung.

Die Autorin bedankt sich bei Frau RA Dr. Ulrike I. Heinrich fur vieles, insbesondere fur die
Durchsicht dieses Beitrags. Besonderer Dank gebiihrt Herrn Marc Steiner, Bundesverwaltungs-
richter, fiir die Pionierarbeit auf dem Gebiet des 6kologischen Beschaffungsrechts und fiir seine
wertvollen Inputs und kritischen Anmerkungen zum vorliegenden Beitrag.

49 Srener 2013 (Fn. 3), S. 78, schligt diesbeziiglich zum Beispiel Zusammenschliisse im Sinne von Beschaffungsge-

meinschaften auf lokaler Ebenen vor.

50 Siche Mitteilung der Kommission vom 3. Oktober 2017, Eine funktionierende 6ffentliche Auftragsvergabe in und

fur Europa, COM/2017/572 final, S. 8.
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